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Referat yor den Fraktionen der GR{-If,IEN in den Landschaftsverbänden (Nov. 1988)

Zuerst eine Vorbernerkuns:
J

Ich war vor ca. 14 Tagen beim Landschaftsverband Rheinland eingeladen, um die

politischen ReformvorstelJungen zu erläutern, die in dem Teil "Demokratisierung

und Regionalisierung" des Umbauprogramms Ruhrgebiet enthaiten sind. Ich fand die
sich an den Vortrag an.schließende Diskussion sehr ft-uchtbar, habe aber festgestellt,
dal3 das Ausgehen vom Umbauprogramm Ruhrgebiet, also einem spezieilen 1[pm]i-

chen Bentg, zvtei Problemkomplexe vermischt und die Diskussion damit erschwert.

Die mit einer "Demokratisierung und Regionalisierung" verbundenen Reformper-

spektiven haben unabhängig von den besonderen Problemen des Ruhrgebiets einen

eigenen Steilenwert. Nun, ich arbeite nicht rufziltig an einem Umbauprogranm
Ruhrgebiet mit. Ich glaube, daß es gute - GRLNE - Argumente grbt, im Rahmen ei-

ner Verwalrungsreform den speziellen räumlichen Bezug zum Ruhrgebiet heranstel-

len. Dazu werde ich noch einiges sagen. Nur: selbst wenn wir nach einer innergninen

Auseinandersetzung ^r dem Schluß kommen würden" daß das Ruhrgebiet als eigen-

ständige Venvaltungseinheit *a{s - Stichwort "Regierungsbezirk" - keine erstrebens-

werte Perspekfive ist, hat sich damit das Thema einer mit dem Ziel einer "Demoi<la-

tisierung und Regionalisierung" einzuleitenden Verwaltungsreform nicht erledigt -

auch dann nicht, wenn sich angesichts der Größenordnung der Aufgabe und der fakti-

schen Schwäche unserer Partei bei uns eher Klei:rmut als Begeisterung einstellt. Nach

unseren ersten Lehrjahren im politisch-administrativen Apparat der Kommunen und

Landschaftsverbzi:rde sollten wir gelernt haben, daß unsere Schwierigkeiten weniger

aus Mangel an gutem Wiilen, fehlender Einsatzbereitschaft und Sachkenntnis resul-

tieren - all' das ist ja, wenn wir uns mit anderen Parteien vergleichen, mittierweilen

im hervorragendern Maße vorhander -, sondern mit der Trägheit, Härte und Struktur

der Institutionen, innerhalb derer wir rrns bewegen. Damit ist aber das Schicksal der

GRÜNEN und der von uns verfolgten politisch en ZieIe abhängig von unserer Fähig-

keit, die politisch-administrativen Strukturen im Sinne unserer Sache zu reformieren.

Ich möchte das einmal zugespitzt formulieren: Die GRÜXEN befinden sich im Au-

genbiick - unabhängig von ihren Erfoigen a1s Wahlpartei - in einem Wettrennen mit

der Zeit; entweder werden sie durch die Institutionen "kleingearbeitet" oder es ge-

Iing1 ihnen - nicht nur als Hoffnungsträger, sondern als Kraft, die die Hoffnungen po-

litisch zu realisieren bereit ist -, ihrer Sache auch ein institutionelles Gesamtprofil zu

geben. Dazu muß auch ais wesentliches Moment das - möglichst plausible und kohä-

rente - Konzepte einer demokratischen Verwaltungsreform gehören. Wir wären ja

vernickt, wenn wir den nach wie vor unabgegoltenen und - angesichts der Entwick-



lungen im staatlichen Bereich - hochakruellen Gehait des "Mehr-Demokratie-Wagen"

der Geschichte der Sozialdemokratie und der melancholischen Rückeinnenrns der

soe. 68er Generation überiassen würden!

Zuruck zum Thema: Ich möchte, bevor ich mich den In-halten zuwende, erläutenL

wie ich auf die Landschaftsverbände gestoßen bin - denn es hat sich für mich wirklich

um einen "Fund" gehandelt.

Ivlein Ausgangspunkt war die Diagnose, daß es sich bei der Krise des Ruhrgebietes

um eine strukturelle, überzyklische Krise handein würde. Die Tiefe der Krise verlangt

eigentlich eine energische poütische Gegensteuemng, die wohl nicht von heute auf

morgen die Ursachen (t.8. Weitmarktabhängigkeit und Altlasten) beseitigen, aber

doch die schlimmsten Auswirkungen abfangen und erste Schritte in die Richtung ei-

ner Überwindung der krisenverursachenden Widerspruche (Umbau) einleiten

könnte. Die einzelnen Maßnahmen einer Gegensteuerung - wie Fondsbildung, ge-

zielte Strukturpolitik, Investitionsienkung und -kontroile usw. - müssen geplant und

aufeinander abgestimmt werden, wenn sie regionalpolitisch wirlaam sein sollen. Die

allgemeinen Zielste1lungen einer Gegensteuenrng habe ich folgendermaßen zusarn-

menzufassen versuchl' 'rfuossichts der Bedeurung der anstehenden Entscheidungen

und der zu erwartenden Geschwindigkeit der krisenhaften Ennricklungen sind die

GRÜNEN im Ruhrgebiet der ivleinung, daß die notwendigen Lösungen schnell und

unter breitester Einbeziehung aller von der Krise Betroffenen durchzusetzen sind.

Gegen die Konzentration und Zentralisation ökonomischer und politischer Macht

setzen sie den Weg einer demoicratischen Aneignung der Region. Grirne Regional-

poütik strebt eine schneile Mobüisierung von gesellschaftlichem Reichtum, Macht

und Zeit im Interesse der abhängrg BeschäftiEten, der Krisenopfer, der an den Rand

Gedrängten und der Rettung und Revitaüsierung der naturlichen Irbensgrundlagen

an. Demokratie braucht einen ausreichenden Zugritr auf Fin artzen, Arbeitskraft und

Produktionsmittel, um die anstehenden Probleme bewd.ltigen zu können ... Demokra-

tie braucht Freiheit und die Mögiichkeit fur alle Bürgerlrrnen, ohne Angst, in Ei-

geninitiative und unter Berucksichtigung der demokratieverträgüchen Interessen der

anderen die öffentlichen Beiange gemeins am ̂ L regetn ... Demokratie braucht genü-

gend Zeit für die Bürgerlnnen, sich an der Regelung der öffentlichen Angelegenhei-

ten beteiligen zu können" (erster Entwurf für das Umbauprogramm Ruhrgebiet).

Sieht mensch sich nun die politische l-andschaft des Ruhrgebiets im Hinbiick auf An-

satzpunkte für eine demokratische Gegensteuemng an) steilt mensch ̂ r seinem

Erstaunen fest, da13 diese überhaupt nicht oder nur rudimentär existieren. Politisch

wird das Ruhrgebiet reprdsentiert entweder über seine Lobbies auf I-andes' und



Bundesebene - verbunden mit einer entsprechenden ZentraJtsierung und extremen

Machrungleichgewichten (mensch vergieiche die Wirtschafts- und die Ökoio-

gielobby), oder - aufgeteilt und gefiltert - über die drei zuständigen Regierungsbe-

ztke, oder über die Kommunen (mit den bekannten, eingeschränkten Handlungs-

mögiichkeiten) bei starker interkommunaier Konkurr enz, oder über den Kommunai-

verband Ruhr mit seiner Abhängigkeit und seinen geringen Kompetenze.n, oder über

die etabüerten Parteien mit ihrer Integrati.on in überregionalen Strukruren und ihren

vielfältigen Klientel-Anbindungen, oder durch die Landschaftsverbände (ais Kom-

munalverbände) mit ihren eingeschränkten Zuständigkeiteq die aber einen anderen

regionalen Bezug als das Ruhrgebiet haben.

Auf diesem Flintergrund hat sich für mich die Notvendigkeit einer demokratischen

Verwaltungsreform (Gemeinden, Kommunalverbände, Regierungsbezirke) und die

Idee eines Regierungsbezirks Ruhr mit neuen, regionaipolitischen wirlsamen Instiru-

tionen - z.B. einem reformierten Landschaftsverband - abgezeichnet. Mensch kann

über einen Regierungsbezirk Ruhr diskutieren. Ich weiß, daß eine solche Vorsteilung

vieie Gegner hat. Worüber mensch - glaube ich - nicht diskutieren kan::, sind die

Probleme, die regionalpolitisch in Zukunft im Ruhrgebiet (und in anderen Regionen)

bewältigt werden müssen. Wenn jemand andere und weniger problematische Lösun-

gen annbieten hat - um so besser. Sie müssen aber genauso leisfungsfähig sein.

Wir srehen also im Ruhrgebiet regionalpolitisch vor folgenden Problemen:

Die Region Ruhrgebiet ist regionalpolitisch nicht vertreten.

der Schwere der Krise bedarf es einer fur die Region zustärndigen

oder eines institutionellen Komplexes, die wirksam planend und

den Ennrickiungsprozeß der Region eingreifen kÖnnen.

Diese Institution muß demokratisch iegitimiert und - z-LLr Erhöhung ihrer Wirk-

samkeit - in den relevanten geseltschafttichen Kräften des Ruhrgebiets veran-

kert sein.

Sie muß in der Lage sein, die Kräfte der Region zusarlmenzufassen" ohne die

Einigun g zentr alistisch zu oktroyieren.

Angesichts

Institution

steuernd in

Eine Lösung der Probieme kann - gemessen an diesen Kriterien - nicht erfolgen:



Unmittelbar durch das Land (enwreder direkt oder über die Regierungsprzisi-

denten). Diese Lösung entspricht dem bisherigen Verfahren (Landesennrick-

iungspiäne), ist TL zenttalistisch und undemokratisch. Im übrigen ist das Land

als Planungsinst arrz nach den bisherigen Erfahrungen schlicht überfordert.

Nicht durch die Kommunen; selbst bei verbesserten strukfureilen Rahmenbe-

dingungen (Kompetenzen, Finanzausstattung) wären nit einer effizienten Re-

gionaiplanung die Kapazitäten der Kommunen überfordert.

Nicht durch den Kommunalverband Ruhr (KVR), weil selbst ein stärkerer

KVR durch seine korporative Strukrur den Einzelinteressen der Kommunen

und Verbzinde zu stark ausgeiiefert wdre.

Bleiben die Landschaftsverbände. Nun ist offensichtlich, daß die I-andschaftsver-

bände in ihrer gegenwrirtigen Verfassung auch nicht ansat^Neise in der Lage sind, die

Aufgaben einer sffi'ienten und demokratischen Regionalverwalrung nr üfsrnshmen.

Sie verfügen allerdings gegenüber den anderen Instirutionen über entscheidende

Vorzüge: Es handelt sich um Kommunalverbände mit eigenen quasi - parlamentari-

schen Gremien. Ich gehe davon aus, dafJ die oben aufgelisteten Probieme nur über

eine Mischung von korporativen und plebiszitriren Vefahren gelöst werden können.

Das korporative Elementes wäre bei einem reformierten Landschaftsverband gut auf-

gehoben. Hinzu müßte ein neuer, lebendiger regionaier Benrg kommen. Es ist

schließlich nicht einzusehen, wamm ein Landschaftsverband das Erbe historischer,

ehemals funktionaler, mittlerweile aber überiebter Gebietsbezuge bis zur Absurdität

mit sich herumschleppen muß. Mensch könnte also zur Bewiiltigung der Probleme

bei einer vorhandenen Institution anknüpfen und diese - neben anderen, notwendi-

gen Refonnen: z.B. der Gemeindeordnung - sachadäquat, d.h. basisdemokratisch,

ökologisch und sozial transformieren. Daß ein solcher Ans atz ntcht nur ausgedacht

ist, möchte ich im folgenden nt zeigen versuchen. Also: Ich habe nach einer Institu-

tion gesucht, die eine effektive, demokratische Regionalpolitik tragen und initüeren

kann. Ich bin dann - erst einmal rein spekulativ - auf die Landschaftsverbände ge-

stoßen, die mir a1s ein mögücherweise geeigneter, regionalpolitischer Ansatzpunkt

erschienen, wenn sie in einen Regionalverband mit veränderter Strukrur und verän-

derten Kompetenzen transformiert wurden. Ich habe dann zu meinem Erstaunen

feststellen müssen, daß dieser Ansatz so neu nicht ist, sondern - von anderen Voraus-

setzungen ausgehend - ru Beginn der Gebiets- und Funktionalreform in NRW in der

offiziellen Diskussion eine Rolle gespielt hat. Ich meine das Rietdorf-Gutachten von

1969.r



Ich möchte hier ir.trz die Zusammenfassung der Ergebnisse dieses Gutachtens aus
Neutzer/Bal1ke: "Landschafrsverbände und Funktionalreform" zitieren: "Aus dem
gnindlichen, ca. 300 Seiten umfassenden Gutachten sind auch heute noch für die

Diskussion im wesentlichen 4 Aussasen von Bedeutune:

a. Die Kommissionsmehrheit kam zu dem Ergebnis, daß weder die Behörde des

Re-eierungspräsidenten noch Landschaftsverbzinde verfassungsmäßig instirutio-

neil garantiert seien.

b. Die Landschaftsverbände soilten zu regionalen Gemeindeverbäinden (Regio-

naiverbänden) umgestaltet werden.

Zur Aufgabenabgrenzung zwischen staatlicher ffillslinstanz und kommunalem

Regionalverband schlug die Kommission vor, die Aufgaben der leistenden

Venvaltung bei den Regionalverbäinden n, kotuentrieren und den Regierungs-

präsidenten die Aufgaben der ordnenden Verwaltung und die Aufsichtsaufga-
ben zuzuweisen. In Konsequenz dieses Grundsatzes ordnete die Kommission.

den Regionaiverbänden unter anderem die Regionalplanung, die Minvirkung

bei speziellen Föderungsprograrnmen der Wirtschaft, den Krankenhausbau und

die Stadt- und Dorferneuerung sowie die Trägerschaft und Mitträgerschaft von

Einrichrungen der Erhoiung, des Verkehrs, der Versorgung und der Abwasser-

und Abfallb es eitigu ng nr.

Ztr räumlichen Gliederung des Landes schlug die Mehrheit der Kommission

eine Aufteiiung in drei - in gebiet- und sitzübereirutimmende - Regierungsbe-

zirke und Regionaiverbände vor, und Tr/ar Rheinland, Rhein-Ruhr und West-

falen (sog. "Dreier-Lösung")."2

Wir wissen heute, daß sich die Linie des Rietdorf-Gutachtens nicht durchgesetzt hat.

Die Gebiets- und Verwaltungsreformen zielte weniger auf regionale Eigenständigkeit

und Seibswerwaitung, sondern versuchte, die besten Voraussetzungen fiu eine zefl-

traie I-aldesplanung zu schaffen. Das Ergebnis möchte ich mit einemZitat aus einer

Arbeit von Michael Breitkopf-Seiger zusarnmenfassen: "Massive Kapitaivernichrung

und Freisetzung von Arbeitskraft durch Schrumpfungsprozesse in verschiedenen

Branchen; massiver Mitteleinsatz der öffentlichen Hand in die verschiedensten Infra-

strukturen (Bildung, Forschung, Verkehr, Betriebsansiedlung, Bauwesen, Soziaiwe-

sen); mit zum Teil positiven, zum größten Teil aber kastrophalen KorrsequerTzen

(Straßenbau, Oberzentren, Folgekosten, Mü11); massive Subventionen in tatsächlich



oder vermeindlicn innovative Betriebe, Technoiogien, Proje,kre; Industrialisierung der
Landwbtschaft; Konsoiidierung des Landeshaushaites durch Mittelentzug bei den
Kommunen; Abwalzen strukrureiler Kosten auf die Kommunen; usw."J Da^s Projekt

einer zentralistisch pianenden Verwalrung ist gescheitert. Die Schäden und Folgeko-

sten wachsen immer stärker zu einem regionalpolitischen Problem. ÜUlggebljeben

sind Verwalrungsstrukfuren, die ihres ursprüngüchen Sinnes beraubt sind. In ihnen

kann mensch sich durchwursteln, aber icht die aktuelien uad zuiainftigen regionalen

Probleme lösen. Angesichts dieser Probleme scheint es mir durchaus an der Zeit, er-

neut über eine Veränderung der Verwalrungsstrukturen nachzudenken. Gerade wir

GRÜNEN, die Ökologie, Sozialorientierung und Basisdemokratie ja nicht zufällignr

unseren Schwerpunkten erklärt haben, sind angesichts des systematischen Versagens

bestehender Verwaltungsstrukturen aufgefordert, über einen Umbau regionalpoliti-

scher Institutionen nachzudenken. Das Rietdorf-Gutachten wies meiner Meinung

nach 1967 in eine richtige Richtung. Allerdings sind seine allgemeinen Zieistellungen

so nicht mehr aktueil. Dem Gutachten ging es um technisches Verwalfungseffizietu,

Verwaifungskraft und eine ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Dienstlei-

sfungen, d.h. der ailgemeine Begrundungsrahmen entsprach durchaus dem der späte-

ren zentralistischen Verwaltungsreform. Vielleicht war es deshalb so leicht, den regi-

onsorientierten Ansatz des Gutachtens durch andere Konzepte nJ ersetzen. Heute

geht es nicht mehr um Verwaifungskraft und ausgewogene Dienstleistung, sondern

um die regionale Bewältigung tiefer Krisen. Die Aufgaben, die reformierte regionale

Instirutionen zu bewältigen hätten, haben sich also grundlegend geändert. Gerade

angesichts dieser Aufgaben scheint sich mir der regionsorientierte Ansatz um so stär-

ker aufuudrängen. Um das klar er nL machen" werde ich im folgenden kurz auf die

Einschätzung Neutzer/Ballkes eingehen, die I97B Ce Ennrickiung im Zuge der

Funktionalreform - vor allem die Landschaftsverbände betreffend - resümiert und

daraus Schlußfolgerun gen gezogen haben.

Neutzer/Ballke gehen in ihrem Resüme.4 duuon aus, daß

auf der mittleren Verwaltungsebene zentralistische Tendenzen und staatljche

L€nkung und die dezentraie Kräfte kommunaler Selbswerwaltung aufeinander

treffen;

die Funktionalreform auf der mittleren Verwaitungsebene "keineswegs nur
'technokratisch', sonder werfungsgebunden sei";

sich die Entscheidungen zur

maßstäbe der Konzentration

Funktionalreform im wesentlichen auf die Grund-

und Intesration zunickfuhren ließen;



aus einer Kritik der eingeschränkten Effizienz konzentrierter und zentralisierter

Bürokratien der Ausbau und die Stärkung kornmunaier Selbswerwalrung auch

auf der mittieren Verwaltunssebene erfolgen müsse.

F

Im AusblicP versuchen sie, Gruncie flir einen Ausbau der Landschaftsverbände an-

zufuhren. Der erste Grund besteht in der landschaftlichen Gliederung. Ich halte die-

sen Grund flir schwach, weii hier das zufäl1ige und sachlich fragwürdige Ergebnis der

Gebietsreform akzeptiert wird. Ein Rückgriff auf die Ansätze des Rietdorf-Gutach-

tens scheint mii aus GRÜl.iER Sicht piausibl er ztr sein a1s der Bezug auf eine diffuse

kulturelle Verankerung.
v

Der zweite Grund besteht in der Subsidiarität: Die Landschaftsverbäinde sollen nur

solche Aufgaben wahrnehmen, die ihre Mitgiieder nicht oder nicht wirksam und wirt-

schaftlich selbst erf,iilen können. Hier scheint mir der Alsatz fi.ir eine interne Aufga-

benumverteilung gegeb en rr sein.

Der dritte Grund liegt für Neu tzer f BaJIke in der Partnerschaft. Sie dnicken das so

aus: "Das Zusammenwirken von Landschaft, Kreis und Gemeinden ergibt sich orga-

nisatorisch und finanzie[ in einfacher Weise, weil Landschaftsverbände Gemeinde-

verbände sind. Dies bedeutet, daß sie für ihre Mitgliedskörperschaften nicht in einem

InstanzenzJg in einem Über- Unterordnungsverhältnis stehen, sondern ihre Verwal-

tungsaufgaben im Miteinander, in partnerschaftlichem Zusammenwirken zu lösen

versuchen. Flieraus ergibt sich, daß die Landschaftsverbände grundsätzlich nicht für

übernahme von Aufsichtsaufgaben über ihre Mitgliedschaften geeignet sind." Auch

hier täßt sich meiner Meinung nach auch GRLTNER Sicht - gerade angesichts der

Notwendigkeit, die "endogenen Entwicklungspotentiale" der Regionen zu entfaiten -

anknüpfen.

Ein vierter Grund liegt in der Eignung zur Übernahme von Leistungsaufgaben. Die

Autoren argumentieren: "Als kommunale Verwaltung sind die I-andschaftsverbände

dagegen ihrer Struktur und Ausstattung nach vor aliem auf Leistungsaufgaben und

damit auf das unmittelbare Erbringen von Leistungen in der Daseinsvorsorge der

Bürger ausgerichtet. Bei Leisrungsaufgaben bestehen noch die nonvendigen Gestal-

fungsspielräume, die die Selbstverwaltung nicht zum parlamentarischen Leeriauf, zu

einem reinen Akklamationsakt des bereits durch Gesetz, Verordnung oder Erlaß

Vorentschiedenen werden lassen." Hier käme es darauf är, den Begr.lff der Iri-

stungsverwaltung zu aktualisieren und - im Anschluß an das Rietdorf-Gutachten -



durch die Aufgabe der Regionalpianung mit ailen
zu erweitern.

Der fur:fte Grund liegt ftir NeuaerfBallke in der
gerbeteiligung und demokratischen Legitimation.

damit verbundenen Kompet enzen

Vlöglichkeit einer verstärkten Btir-

Auch hier wäre es im Sinne einer offensiven und basisdemokratischen Regionalpoli-
tik aus GRÜNER Perspektive anzuknüpfen. Die im Rahmen demokratisierter lnsitu-
tionen der reformierten Landschaftsverbände mögüche reprdsentative Brirgerbeteili-

gung wäre allerdings zu ergänzen durch piebiszitäre Formen, urn die Ten denz nt ei-

ner korporatistischen Selbstblockade auszubalan cieren.

Als sechster Grund nemen lrleutzer f Ballke die Aufgabenintegration. "Nicht minder

wichtig als die Bürgerbeteiligung ist die von den Landschaftsverbänden gewährlei-
stete Integration regionaler Leistungsaufgaben in einem kommunalen Aufgabenver-

bund. Indem die verschiedenen hochspezialisierten Aufgaben bei den Landschafts-

verbänden in eine Hand gelegt sind, lzißt sich eine Verseibstzindigung dieser Bereiche

leichter verhindern als bei Sonderverwaltungen. Sozialhilfe ..., dies alles sind Aufga-

ber5 die theoretisch personell und finanziell bis ins "IJnendliche" betrieben werden

können. Ihre Einbetfung in die kommunale Selbswerwaltung der I-andschaftsver-

bände verhindert dies. Der Integrationseffekt wird noch dadurch verstärl<1, daß sich

in den Beschlußorganen der I-a.ndschaftsverbände Kommunalpolitiker aus den Mit-

gliedskörperschaften befinden, die einen Überblick über die Aufgaben des örtlich-

kommunalen Bereichs haben. Insofern ist ein doppelter lntegrationseffekt gegeben:

horizontal zwischen den verschiedenen regionaien Leisrungsaufgaben der Land-

schaftsverbände (...), vertikal im Verhältnis der regionaien und örtlichen Aufgaben

zueinander (...)." Auch hier gilt es aus GRÜXf,n Sicht anzuknüpfen. Unabhängig von

der horizontalen und vertikalen Aufgabenverteilung und von der Zusarnrnensetzung

des quasi-parlamentarischen Gremiums der Landschaftsverbände schei:rt mir gerade

angesichts der Nonvendigkeit von Regionalplanung eine Aufgabenintegration drin-

gend geboten und der Delegation der Aufgaben ln Zweclcverbände überlegen zu

sein: Effektive Regionalpianung setzt Überblick, Gewichrung und verbindliche

Durchführung voraus. Diese übergreifende politische Wertung a1s Grundlage einer

demokratisch legitimierten planenden Leistungsverwalrung l€ißt sich am besten durch

das quasi-parlamentarische Gremium der Landschaftsverbände erarbeiten.

Ich möchte nun auf den institutioneilen fupekt einer demohatischen und regionsbe-

zogenen Verwaltungsreform eingehen.



Für die wichtigste Voraussetzung einer basisdemokratischen Regionalpolitik haite ich

eine demokratische Reform der Gemeindeordnung: Es wäre meiner Meinung nach

eine Katastrophe, wenn es dern GRÜNEN Landesverband nicht geiingen würde, bis

zur Kommunaiwahl (als Übergan g zur Landtagswahl) in Auswertung der GRÜXEN

Erfahrungen der vergangenen Legislaturperiode einen einigermaßen plausibien Ge-

setzesenwurf ̂ tr Reform der Gemeindeordnung vorzuschlagen. Der Bürgerent-

scheid kann ein Aspekt, aber auch nur ein Aspekt sein.
L .

Kurzft-istig könnte ich mir - als Übergang - fur das Ruhrgebiet eine Stärlamg des

KVR durch die Zuordnung einer regionalen Planungskomp etenz in enger Zusam'

menarbeit mit einer regionalen Enmricklungsgeselischaft vorstellen. Ich halte aller-

dings auch einen gestärkten KVR fur immer noch zu schwach, um gegen die Einzelin-

teressen der Kommunen und das Land eine verbindliche, eigenständige Regionalpoli-

tik und -planung durchsetzen zu können. Ob in anderen Regionen des Landes füer-

gangslösungen wie der KVR angestrebt werden soilen, kann ich nicht beurteilen.

Mittelftistig soilten wir GR{INEN eine demokratische Verwaltungsreform der Re-

gionen in Angdff nehmen, die bei neu zu strukturierenden Regierungsbezirken an-

setzen mrißte. Zu den einzeinen Institutionen:

Ich bin persöniich erst einmal dafür, die Instifution des Regierungspräsidenten zu er-

halten. Ich weiß, daß aus kommunaler Perspektive der Regierungsprzisident nicht

sehr beliebt ist. Diese Hairung ist aber durchaus widerspruchlich motiviert. Auf der

einen Seite wird der Regierungspräsident als Exekutor von I-andespolitik und eines

Haushaltskonsoiidierungskurses wahrgenommen. Das Scheitern kommunaler Hand-

lungsspielräume und Haushalte am Regierungspräsidenten muß sicher für GRÜNE

ein Stein des Anstoßes sein, nur läßt sich das damit verbundene sachliche Probiem

(Kompe tenzmangel und Finanzknappheit) nicht durch Beseitigung des Regierungs-

präsidenten lösen. Dieses Problem muß von den Kommunen in Auseinandersetzung

mit dem Land poiitisch angegangen werden. Auf der anderen Seite wird der Regie-

rungsprdsident von den Korlmunen meines Wissens häufig dann als lästige Kon-

trollinstrn- €trtpfunden, wenn eine Kornmune im Rahmen ihrer "Innenpolitik" über

die rechtlichen Stränge geschiagen ist. In diesem Fall dürften GRÜNE eigentiich

nichts dagegen haben, wenn eine in diesem Bereich relativ neutrale Instanz - und das

IvIaß hängt nich so sehr von der Institution als solcher, sondern von den politischen

IGäfteverhältnissen ab - als Kommunalaufsicht für schnelle Rechtshilfe im Faile von

übergriffen sorgt. Venvaltungsgerichte sind aufgrund ihrer Trägheit kein geeigneter

Ersatz. Ich will hier kein Loblied auf die Regierungspräsidenten singen, nur scheint

mir fur manche vordergründige Kritik am Regierungspräsidenten diese Institution
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nicht der richtige Adressat zu sein. Als mit Ordnungs- und Kontroilaufgaben befaßte

Aufsichts- und Verwaltungsbehörde (s. Retdorf-Gutachten) ist der Regierungspriisi-

dent von gewissem Nuzen, soweit er kommunaie Egoismen und Wüllür im Zaum nt

halten in der Lage ist und die Kommunen von der prekären Aufgabe der Selbstkon-

troile entlastet (s. Neutzer/Baitke). Schaden richtet er eher ais Exekutor zentralisti-

scher, eingreifender Landespolitik an. Der fur die reformierten Regierungsbezirke

zuständige Regierungspräsident soilte weiterhin Ordnungs- und Kontroilaufgaben

wahrnehmen. Entzogen werden sollten ihm die landesunmitteibaren Eingriffskompe-

tenzen. Damit wäre erreicht: gegen die Gefahr kommunaler Egoismen und inner-

kornmunaler Wüitur wäre der Regierungspräsident a1s Appellationsinstan' (im

Rahmen der Landesgesetze) erhalten geblieben - allerdings mit durch die regionaie

Vereinigung der Kommunen eingeschränkter Macht. Die Stärk tog der Kommunen

(Demokratisierung, Regionalverband) und der regionalen Bevölkerung (kompetente

Einbeziehung in den re-eionalen Planungspro zeß) w-ürde das poütische Gewicht in-

nerhalb der reformierten Regierungsbe zu'ke zur Region und zur Basis hin verlagern.

Der Regierungspräsident wäre - geschwächt - in seiner Doppelfunktion als Repräsen-

tant der Region und des Landes durch die Region viel stärker in die Pflicht nehmen.

- Die Schwerpunktinstirution der reformierten Regierungsbeztke sollte ein re-

formierter Landschaftsverband als kommunaler RegionCverband mit enveiterten

Kompetenzen (vor allem im Bereich der Regionalplanung) sein (siehe Retdorf-Gut-

achten). Dieser Regionaiverband ist eine instirutionelle Anmiort auf foigende Fragen:

Wie überwindet mensch kommunale Egoismen und Konkurrenz?

Wie motiviert mensch die Kommunen direkt zur fachtichen und regionalen Koope-

ration?

Wie erreicht mensch einen Ausgleich fur interkommunale lvlachrungleichgewichte,

ohne daß dieser Ausgleich - von oben exekutie rt - nt Kompetenzverlusten der kom-

munalen Ebene fuhrt?

Ein Regionalverband könnte die Kommunen politisch zusarunenführen und eine re-

gionale pclitische Öffentlichkeit provozieren. Es wäre gleichzeitig der geeignete Ort,

um Instrumente der Regionalbank anzubinden (Sparkassen, Westdeutsche Landes-

bank, regionale Enrwickiungsgeselischaften), wenn die mit dem kommunalen Korpo-

rarismus verbundene Gefahr einer Seibstblockade durch eine öffentliche, die Bevöl-

kerung der Region breit einbeziehende Regionalpianung ausbalanciert wird. lnner-

halb dieses neuseschaffenen Rahmens kann dann über eine interne Verteilung der
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Kompeten-en (vom Regionalverband zu den Kommunen) diskutiert werden. Persön-

lich unklar ist rnir der Wahlmodus fur das quasi-pariamentarische Gremium des Re-

gionaiverbandes. Ich neige geeenwärtig d,a.nt, eine Direknvahl ̂ t bevorz.rgen, um

Ansätze zum Füz zu miimieren.

- Als Korrektiv gegen Korporatismus der Korirmunen und Zentralisierungsab-

sichten des Landes schiage ich eine plebiszitär fundierte Regionalplanung vor. Ge-

rade bei der Planung geht es darum, eine ntsdtzliche Kraft in den Planungsprozeß

einzubeziehen, die in der Lage ist, die Regionen "von unten" zu arrikulieren. Gegen

die bisheigen technokratischen Form der Planung, die die Region zum Objekt

macht, sollten die GRÜii.fEX eine demokratische Regionalpianung setze, die durch

Fonds und regionale Ei-eengesellschaften über hinreichende Mittel verfügt, um ge-

genüber einer wüdgewordenen Marktökonomie gewollte und reale Effekte zu etzie'

len. Planungsrahmen und -ziele werde von allen Burgern der Region diskutiert und

vorentschieden. Damit drirfte die Planung selbst an Effinenz gewinnen. Planungen

sind so gut wie die ihnen zugrunde liegenden Sachkenntnisse und die Angemessen-

heit an die Bedürfnisse, die durch Planung bef iedigt werden sollen. Beide Gütekrite-

rien setzen - als lvlinimalbedingung - zureichende Information voraus. Aiso: Je mehr

Demokratie, desto besser die Planung. Öffentlichkeit im PlanungsProzeß ist das beste

Mittei, Planungsfehler zu venneiden oder rasch zu korrigieren. Über einen Minder-

heitenschutz (Vetorecht) mußte mensch sich gesondert Gedanken machen, genauso

wie über die Mögüchkeit, fs5dmmte Materien (t.B.Nafurschutzgebiete) prinzipiell

aus der Ve6tigbarkeit herauszuashmen. Plebis zitäre Regionalplanung setzt Sonde-

rinteressen unter verallgemeinemngsär/ang und brins den spezifischen regionalen

Bezug zur Gelfung. Die "weiche" kuifurelle und Ce "harte" institutionelle wird er-

gär:zt durch eine p ro zessie rende regional e Id entitat koll ektiven Hand elns.

Dies ist nur eine grobe Skizze der möglicherweise neu zu schaffenden regionalpoliti-

schen Instirutionen. Die Diskussion hat - leider - offensichtlich gerade erst begonnen.

Wie sie im einzelnen auch immer ausgehen mag, eins scheint mir sicher: Wenn wir

verhindern wollen, daß im Zuge der Modernisierung und Europiüsierung unserer Ge-

sellschaft Kommunen und Regionen in I{RW unter die Räder geraten, müssen wir

GRUNEN in Ergänzung zur Reform der Gemeindeordnung und Stärkung der Kom-

munen ein mögüchst prrizises und sachangemessenes, d.h. der Größenordnung der zu

erwartenden Probieme gewachsenes regionaipoiitisches Konzept entwickein. Ob da-

beieinRegierungsbezirkRuhrherauskoi lrmenwird,wirdsichanhandderTrif t igkeit

der Argumente entscheiden müssen. Auf jeden Fall werden meiner Meinung nach die

Landschaftsverbände eine entscheidende Rolle in einem solchen Konzept spielen.
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